
Ausfertigung 

I f 2. AUS. 2005 

Sept UletHovic 
Rechtsanwalt 

Eingegangen 

Amtsgericht Wedding 
Im Namen des Volkes 

Urteil Mandant:hat Abschrift 

Geschäftsnummer: 8b C 59/03 Verkündet am : 1 O.August 2005 

In dem Rechtsstreit 
••• , Justizangestellte 

Kläger 
zu 2) und 3) auch Widerbeklagte, 

gegen 

- Prozessbevollmächtigte/r: 
Rechtsanwalt Bepi Uletilovic, 

V Wulffstraße 14, 12165 Berlin - Az.: 3/03- 

Beklagte und Widerklägerin, 

hat das Amtsgericht Wedding, Abt. 8b, 
auf die mündliche Verhandlung vom 27.Juli 2005 
durch den Direktor des Amtsgerichts. 
für Recht erkannt: 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Kläger zu 2) und 3) (als Gesamtgläubiger) 300,06 € zu 
zahlen, allerdings nur Zug um Zug gegen die Erbringung der klägerseits geschuldeten Mängel­ 
beseitigung gemäß Ziffer 2) dieses Tenors. 
Die weitergehende Klage wird abgewiesen. 

2. Auf die Widerklage werden die Kläger zu 2) und 3) als Gesamtschuldner verurteilt, folgende 
Mängel einschließlich aller Mängelfolgen un~ an der Mietwohnung 
der Beklagten im 3.0G rechts des Hauses zu beseitigen: 

. Feuchtigkeitsflecken im Wohnzimmer auf der Wand zur Straßenseite. 
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3. Von den Gerichtskosten tragen die Kläger zu 2) und 3) als Gesamtschuldner 93 %, der Kläger 
zu 1) mit ihnen zusammen als weiterer Gesamtschuldner 35,79 € (das umfasst 1/3 von drei 
Gerichtsgebühren nach einem Streitwert von 326,65 €); die Beklagte trägt 7 % der 
Gerichtskosten. 
Der Kläger zu 1) trägt seine außergerichtlichen Kosten selbst; im Übrigen tragen von den 
außergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits die Kläger zu 2) und 3) als Gesamtschuldner 93 % . 
und die Beklagte 7 %. 

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar; den Klägern zu 2) und 3) wird nachgelassen, die Zwangs­ 
vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe von 7/6 der vollstreckbaren Leistung abzuwen­ 
den, falls nicht die Beklagte zuvor Sicherheit in Höhe von 7/6 der jeweils zu vollstreckenden· 
Leistung leistet. 

Tatbestand: 

Die Parteien streiten um vermeintlich rückständige Miete sowie - widerklagend - um Beseitigung 

von Mängeln aufgrund derer gemindert wurde. 

Die Beklagte ist Mieterin einer 1 'h-Zimmer-Wohnung im Hause ••••••••••. Auf- 

grund eines 1978 mit den damaligen Eigentümern des Hausqrundstücks, den Klägern zu 2) und 

3), geschlossenen Mietvertrags wohnte sie zunächst im 5. Stock. Aufgrund eines ersten Anhangs 

zum Mietvertrag vom 25.September 2000 (BI. 8 Sachakten) zog die Beklagte zu gleichen Konditio­ 

nen in eine gleichartige Wohnung im 3. Obergeschoss um und bewohnt diese - hier streitgegen­ 

ständliche - Wohnung seit September/Oktober 2000. Laut Vereinbarung in dem Anhang ist diese 

Wohnung renoviert übergeben worden. Die Kläger zu 2) und 3) übertrugen das Eigentum an dem 

Hausgrundstück im Dezember 1995 aufgrund notariellen Vertrages an den Kläger zu 1), behielten 

sich allerdings zugleich den vollen Nießbrauch daran vor. Seit Juli 1996 ist der Kläger zu 1) einge­ 

tragener Eigentümer. 

Die streitbefangene Wohnung, wegen deren Zuschnitts auf die Skizzen Blatt 42 und im Gutachten 

des Sachverständigen _vom 7.März 2005 (dort Anlage 2) Bezug genommen wird, ist mit 

Kunststofffensterri mit Lippendichtungen ausgestattet. Zur Jahreswende 2001/2002 wurde im 

Schlafzimmer ein Kunststofffenster mit Isolierglas eingebaut. Ab Beginn des hier streitbefangenen 

18-monatigen Zeitraums, also ab Januar 2003, bis sogar zum Schluss der mündlichen Verhand­ 

lung hat sich die Miete mit folgenden Beträgen nicht verändert: 

Bruttokaltmiete 217,76 € 

Aufzugskosten 7,67 € 

Heizkostenvorschuss 

Gesamtmiete 

25,56 € 

250,99 € 
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Im Dezember 2002 traten - erstmalig - in der Wohnung der Beklagten zum Teil großflächige 

Feuchtigkeitsflecken im Wohnzimmer und im Schlafzimmer auf; ferner befand sich an der Decke 

des Bades eine Farbabplatzung. Die Beklagte meldete dies der Hausverwaltung, drang auf Abhilfe 

und minderte aufgrund entsprechenden Schreibens ihres jetzigen Prozessbevollmächtigten vom 

30.Januar 2003 ab Januar 03 die Miete fortlaufend um 65,33 €. Die Mietzahlung der Beklagten für 

Dezember 2003 - nach Abzug des Minderungsbetrages 185,66 € - ging wegen eines Computer­ 

fehlers beim beauftragten Bankinstitut nach erneuter Überweisung am 19.Dezember 2003 jeden­ 

falls vor dem 31.Dezember 2003 bei den Klägern ein. 

Die Kläger zu 2) und 3) nehmen - nach Rücknahme der Klage durch den Kläger zu 1) noch bei 

einem Streitwert von 326,65 € nach gerichtlichem Hinweis - die Beklagte unter Bezug auf jeweilige 

Klageerweiterungen auf Zahlung der Minderungsbeträge für den Zeitraum Januar 2003 bis ein­ 

schließlich Juni 2004 in Anspruch. Sie räumen ihre Einstandspflicht für die Instandsetzung der Ba­ 

dezimmerdecke ein und behaupten ferner: 

Soweit überhaupt von Mängeln gesprochen werden könne, beruhten diese allein auf dem 

Nutzungsverhalten der Beklagten (Möblierung von Sofa und Bett eng an den Außenwänden, unzu­ 

reichendes Lüftungsverhalten usw.). Es gäbe keine bauphysikalischen Ursachen (etwa Zustand 

der Wände, Fenster etc.), welche ursächlich für die Feuchtigkeitserscheinungen sein könnten. 

In der mündlichen Verhandlung vom 27.Juli 2005 haben die Parteien die mit der Widerklage erho­ 

benen Ansprüche auf Mängelbeseitigung im Schlafzimmer und im Badezimmer übereinstimmend 

in der Hauptsache für erledigt erklärt, nachdem im Juni 2005 diese Mängel von den Klägern un­ 

streitig behoben worden sind. Ferner haben die Kläger zu 2) und 3) die Klage in Höhe von mit 

Schriftsatz vom 22.Dezember 2003 (BI. 55/56 Sachakten) erweiternd geltend gemachten 185,66 € 

(anteilige Miete Dezember 03) zuzüglich 5,11 € Mahnkosten nebst anteiligen Zinsen zurückge- 

nommen. 

Die Kläger zu 2) und 3) beantragen nunmehr: 

Die Beklagte zu verurteilen, an sie 1.175,94 € nebst Jahreszinsen in Höhe von fünf Prozent­ 

punkten über dem Basiszinssatz aus monatlichen 65,33 € jeweils vom 6. eines Monats für 

den Zeitraum Januar bis September 2003 sowie ferner aus 65,33 € jeweils seit dem 

04.0ktober, 05.November, 04.Dezember 2003 und 05.Januar, 05.Februar, 04.März, 05.April, 

05.Mai und 04.Juni 2004 zu zahlen. 

; 

Die Beklagte beantragt, 
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die Klage abzuweisen, sowie 

im Wege der Widerklage - soweit diese nicht übereinstimmend in der Hauptsache für erledigt 

erklärt worden ist - 

, 
die Kläger zu 2) und 3) als Gesamtschuldner zu verurteilen, folgende Mängel einschließlich 

aller Mängelfolgen und Mängelbeseitigungsfolgen an ihrer - der Beklagten - Mietwohnung im 

3. OG des Hauses zu beseitigen: 

Feuchtiqkeltsflecken im Wohnzimmer auf der Wand zur Straßenseite. 

Sie behauptet: 

Rückständige Mietanteile gäbe es nicht, da die Mängel/Fehler eine Minderung der Miete um den 

einbehaltenen Betrag rechtfertige. Die Feuchtigkeitserscheinungen - auch im Wohnzimmer - 

hätten ihre Ursache jedenfalls nicht im eigenen Nutzungs- bzw. Lüftungsverhalten. Ursächlich 

müsse allein der bauphysikalische Zustand des Hauses sein, zumal - was unstreitig ist - die 

Giebelseite des Hauses ab dem 4. OG nach oben hin wärmegedämmt worden sei. Vor diesem 

Hintergrund seien die Kläger zu 2) und 3) auch zur Beseitigung verpflichtet. Mit der Einbehaltung 

der Minderungsbeträge sei zugleich die Einrede des nichterfüllten Vertrages geltend gemacht, so­ 

dass sie hier zurecht Mietanteile zurückhalte. 

Die Kläger zu 2) und 3) haben in der mündlichen Verhandlung vom 27.Juli 2005 den noch streitbe­ 

fangenen Widerklageanspruch uneingeschränkt anerkannt, § 307 ZPO. 

Wegen des weitergehenden Parteivorbringens im Einzelnen wird auf den vorgetragenen Inhalt der 

gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen sowie die Protokollerklärungen der Parteien am 

01.0ktober 2003 (Blätter 46/47 Sachakten) und 27.Juli 2005 (Blätter 180/181 Sachakten) Bezug 

genommen. 

Das Gericht hat Beweis erhoben gemäß seinem Beschluss vom 01.0ktober 2003 (BI. 47 Sach­ 

akten) durch Einholung eines schriftlichen' Gutachtens eines Sachverständigen. Wegen des 

Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf das - nachdem die Ablehnung eines zuvor bestellten 

öffentlich-bestellten und vereidigten Sachverständigen mit Beschluss vom 27.September 2004 für 

begründet erklärt worden war (BI. 114 ff. Sachakten) - Gutachten des mit Beschluss vom 

30.September 2004 bestellten Sachverständigen Dipl.-Ing. _ vom 07.März 2005 ver­ 

wiesen. Auf Antrag der Kläger zu 2) und 3) ist der Sachverständige" in der mündlichen Ver- 

ZP550 



5 

handlung vom 27.Juli 2005 zu dem Inhalt seines Gutachtens gehört worden. Auf das Sitzungs­ 

protokoll wird verwiesen (BI. 180/181 Sachakten). 

Entscheidungsgründe: 

Nach Rücknahme der Klage durch den Kläger zu 1) und teilweiser Rücknahme der Zahlungsklage 

durch die Kläger zu 2) und 3) sowie übereinstimmend erklärter Erledigung der Hauptsache be­ 

treffend Teilstreitgegenstände der Widerklage sind die - noch streitige - Klage und Widerklage je- 

Id weils in dem aus der Urteilsformel ersichtlichen Umfang begründet. 

Zur Klage: 

Im erkannten Umfang haben die Kläger zu 2) und 3) Anspruch auf Zahlung rückständiger Miete 

gegen die Beklagte, und zwar im Zeitraum Januar 2003 bis einschließlich Juni 2004 in Höhe von 

monatlich jeweils 16,67 €, § 535 Abs. 2 BGB. Die Kläger zu 2) und 3) sind nach wie vor Vermieter 

der Beklagten als Mieterin (auch) der streitbefangenen Wohnung. Denn die Bestimmung des 

§ 571 a. F. BGB umfasst nicht die hier bereits 1995/1996 mit der Übertragung des (Allein-) Eigen­ 

tums des Hausgrundstücks an den Kläger zu 1) und dessen Eintragung im Grundbuch erfolgte 

Rechtsänderung, denn die Kläger zu 2) und 3) haben sich gleichzeitig im notariellen Vertrag den 

vollen Nießbrauch vorbehalten (vgl. dazu OLG Düsseldorf ZMR 2003, 570; LG Baden-Baden, 

WuM 1993,357; auch Palandt, Kommentar zum BGB, 64. Aufl., § 566 n. F. Rn. 8 in der Mitte; 

~ § 1030 Rn. 4). Dies sehen die Parteien, wie sich aus der Klagerücknahme des Klägers zu 1) und 

der eingeschränkten Widerklageerhebung ergibt, ebenso. 

In Höhe von monatlich 16,67 € sind auch Mietrückstände angewachsen, denn die monatliche 

Miete war nur um 48,66 € aufgrund der insoweit berechtigt gerügten Fehler, welche die Tauglich­ 

keit der Wohnung/Mietsache zum vertragsgemäßen Gebrauch auch gemindert haben (bzw. für 

das Wohnzimmer noch weiter mindern), gesetzlich angemessen herabgesetzt, § 536 Abs. 1 Satz 

2 BGB. Für die Farbabplatzung im Badezimmer haben die Kläger zu 2) und 3) schon mit Schrift­ 

satz vom 04.September 2003 (BI. 44 ff.) ausdrücklich die eigene Verantwortlichkeit eingeräumt. 

Im Übrigen sind die Kläger zu 2) und 3) dafür beweisfällig geblieben, dass die Feuchtigkeitser­ 

scheinungen im Schlafzimmer und Wohnzimmer nicht auf die Bausubstanz des Hauses zurückzu­ 

führen sind. Vielmehr steht insoweit zur Überzeugung des Gerichts sogar fest, dass diese ent­ 

sprechend den Ausführungen, des Sachverständigen Dipl.-Ing. _ in seinem schriftlichen Gut­ 

achten ebenfalls in den klägerischen Ursachen- und Verantwortungsbereich fallen. So hat der 

~ I 
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Sachverständige aufgrund eingehender Untersuchungen, Messungen und Auswertungen fest­ 

gestellt, dass die Wärmedämmung im Bereich der Wohnung teilweise nicht ausreichend ist. Nach 

den für einen heutigen Neubau zugrundzulegenden Werten wäre ein Wärmedurchlasswert von 

. R=1,2 qm K/W einzuhalten. Dieser Wert ist mit den damals verwendeten Hohlblocksteinen nicht 

gegeben. Vielmehr beträgt der ermittelte Wert lediglich 0,47 qm K/W (vgl. Seite 16 und 17 des 

Gutachtens). Dementsprechend hat die Messung der Wandoberflächentemperaturen ergeben, 

dass im Bereich Fußboden und zu den Decken hin kritische Temperaturen von 12,6° Celsius 

erreicht wurden, und das sogar bei zur damaligen Jahreszeit (Ende Januar/Anfang Februar) 

vergleichsweise milden (günstig hohen) Außentemperaturen (vgl. S. 16 d. Gutachtens). 

Demgegenüber hat der Sachverständige ein unzureichendes Lüftungsverhalten gerade nicht 

bestätigt. Seine in der Zeit vom 31 .Januar bis 07.Februar 2005 vorgenommenen Aufzeichnungen 

~ der Klimadaten hat eine ausreichende Beheizung und Belüftung ergeben. Es hat sich dabei ge­ 

zeigt, dass die relative Luftfeuchte sich in üblichen Grenzen bewegte und nicht zu beanstanden 

war (Seiten 19 u. 21 d. Gutachtens). Hiernach sind vermieterseits zu vertretende Ursachen für die 

auftretende Feuchtigkeit gerade nicht ausgeschlossen worden. 

Darauf, ob zum Zeitpunkt der Errichtung der Wohnung (1962) die damals geltenden Wärme­ 

dämmvorschriften eingehalten worden sind, kommt es vorliegend nicht an. Denn der Vermieter hat 

dem Mieter einen ordnungsgemäßen Wohngebrauch gemäß § '535 BGB zu ermöglichen. Wenn 

ein solcher korrekter Zustand der Mietsache aufgrund geänderter Umstände (etwa des Einbaus 

von - auch in der streitbefangenen Wohnung befindlichen - Isolierglasfenstern) nur durch eine Ver­ 

besserung der Wärmedämmung möglich wäre/ist, hat der Vermieter eine solche Nachrüstung vor­ 

zunehmen, um die Mietsache in den geschuldeten Zustand zu versetzen und seine Verantlivortlich- 

~ keit für das Auftreten von Feuchtigkeitserscheinungen auszuschließen (vgl. dazu LG Berlin GE 

2005,489). 

Die von den Klägern zu 2) und 3) gegen das Gutachten vorgebrachten Bedenken greifen nicht 

durch. Der Umstand, dass der Sachverständige eine Schimmelpilzbildung für das Wohnzimmer 

nicht bestätigt hat, spricht in keiner Weise gegen die Richtigkeit seiner Feststellungen. Denn für 

das Wohnzimmer hat die Beklagte tatsächlich auch nur Stockflecken reklamiert, welche der Gut­ 

achter aufgrund seiner Ortsbesichtigung am 31.Januar 2005 auch ausdrücklich bestätigt hat. 

Weshalb an anderen Stellen der Wohnung etwa Schimmelschäden nicht auftreten, war nicht Auf­ 

gabe des Sachverständigen zu beantworten (es geht nicht um Fehlerfreiheit anderer Bereiche, 

sondern um Ursachen für tatsächlich aufgetretene Fehler). Schließlich hat der Sachverständige 

auf ausdrückliche Frage des Klägervertreters in der mündlichen Verhandlung vom 27.Juli 2005 

ausdrücklich deutlich gemacht, dass der tatsächliche - unterschiedliche - Heizverbrauch auch bei 

Vergleichbarkeit der Wohnungen für sich so nichts aussage; zur Frage der hier streitbefangenen 

Bildung von Feuchtigkeitsflecken und Schimmelbildung seien daraus keine Rückschlüsse, schon 
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gar keine sicheren zu ziehen (vgl. 81. 180 Sachakten). Nach allem bestehen keinerlei relevanten 

Anhaltspunkte, den Feststellungen des Sachverständigen zu misstrauen. 

Der Höhe nach bewertet das Gericht den Umfang der Tauglichkeitsminderung insgesamt mit 

20 %, und zwar für das Badezimmer 3 %, für das Wohnzimmer 7 % und für das Schlafzimmer 

10 %, § 287 ZPO. Maßgebliche Umstände für diese für angemessen zu haltende Herabsetzungs­ 

quote im Sinne von § 536 Abs. 1 Satz 28GB sind die Größe und die Aufteilung der Wohnung in 

nur zwei Räume (zzql. Küche und Bad) bei insgesamt nur ca. 40 qm, die nur optische Beeinträch­ 

tigung im Badezimmer, die aber substanziell intensiveren und flächen mäßig deutlich umfäng­ 

licheren Flächen des Feuchtigkeitsbefalls im Wohnzimmer und im Schlafzimmer, dort sogar an 

mehreren Stellen, wie die von der Beklagten eingereichten Fotos (Hülle BI. 27) und auch die Fotos 

~ im Gutachten (Bilder Nummern 2 bis 5) augenfällig erweisen. Ferner war hierbei auch das Vorhan­ 

densein von bereits entwickelter Schimmelpilzbildung flächig unter der Tapete im Schlafzimmer er­ 

schwerend zu berücksichtigen. 

Da die Minderung von der Bruttowarmmiete zu berechnen ist (nunmehr grundlegend BGH in GE 

2005, 666/667 = NJW 2005, 1713), war die Miete jedenfalls im hier streitbefangenen Zeitraum um 

insgesamt 20 % von 243,32 € (= Gesamtmiete ohne Aufzugskosten) = 48,66 € gemindert, sodass 

die Beklagte zur Zahlung der Differenz zur höheren Zurückhaltunq von monatlich 65,33 €, also 

16,67 € für insgesamt 18 Monate verpflichtet ist. Dies gilt auch für die auf das Badezimmer ent­ 

fallende 3%ige Minderung für den gesamten Zeitraum; noch in der letzten mündlichen Verhand­ 

lung blieb streitig, ob schon vor Juni 2005 der Schaden an der Decke behoben wurde oder nicht 

(unter mit welchem dauerhaften Erfolg?). 

i0 Ein Anspruch der Kläger zu 2) und 3) auf Zahlung von Zinsen auf die monatlichen Rückstände, 

etwa gemäß §§ 286 Abs. 2 Nr. 1, 288 Abs. 1 Sätze 1 u. 2 BGB, ist allerdings nicht begründet. 

Denn mit der Ausübunq der Einrede des nicht erfüllten Vertrages, §§ 320 Abs. 1, 321 BGB (Zu­ 

rückbehaltungsrecht) ist der erforderliche Eintritt des Verzuges zu Lasten der Beklagten nicht ge­ 

geben. Hierbei kann auch dahinstehen, ob die Vorleistungspflicht für die Mietzahlung gemäß dem 

Mietvertrag wirksam ist oder nicht. Denn auch eine wirksame mietvertragliche Vorleistungspflicht 

für die Mietzahlung steht der Geltendmachung der Einrede nicht entgegen (vql, BGH NJW 1982, 

2242; LG Berlin WuM 1994, 464). Ferner durfte die Beklagte bei der Ausübung des Zurückbehal­ 

tungsrechts auch über den Betrag der - anzunehmenden - Minderungsquote hinausgehen, denn 

nach herrschender Auffassung ist es im Hinblick auf § 320 Abs. 2 BGB in seinem Umfang auf die 

drei bis fünffache Minderungsquote beschränkt, aber auch, berechtigt. Diese Quote wird hier kei­ 

nesfalls überschritten. 

Aufgrund der wirksam geltend gemachten Einrede war ferner eine Zahlungsverpflichtung der Be­ 

klagten - wie auch tenoriert - nur eingeschränkt Zug um Zug gegen die Beseitigung des zwar an­ 

ZP 550 



8 

erkannten, aber noch nicht behobenen Mangels im Wohnzimmer und damit die Erfüllung der Ver­ 

mieterpflicht zur Erhaltung der Mietsache zur vertragsgemäßen Nutzung auszusprechen. Insoweit 

besteht der (Zahlungs-) Anspruch lediglich eingeschränkt, so dass im Umfang dieser 

Einschränkung die Klage ergänzend teilweise abzuweisen war (vgl. die nachstehende 

Kostenentscheidung ). 

Zur Widerklage: 

Im Umfang der noch streitigen Widerklage haben die Kläger zu 2) und 3) den Widerklageanspruch 

anerkannt, § 307 Satz 1 ZPO, und waren folglich im Umfang dieses Anerkenntnisses ohne wei­ 

teres zu verurteilen. 

,u Die Entscheidungen über die Kosten folgen aus §§ 92 Abs. 1 Satz 1, 91 a Abs. 1 Satz 1, 269 Abs. 

3 Satz 2 ZPO. Im Umfang der Hauptsachenerledigung zur Widerklage - umfasst 13 % von 243,32 

€ mal 42 Monate - waren die Kosten nach billigen Ermessen den Klägern zu 2) und 3) aufzuer­ 

legen; die Widerklage war zulässig und bis zum Eintritt des erledigenden Ereignisses nach dem 

Ergebnis der Beweisaufnahme auch begründet. 

Eine Belastung der Kläger zu 2) und 3) mit den gesamten Kosten des Rechtsstreits - unbeschadet 

der Mithaft des Klägers zu 1) zu den Gerichtskosten - gemäß § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO kam nicht in 

Betracht, denn ihr rein rechnerisches Obsiegen beim Zahlungsanspruch im Umfang von knapp 

9 % ist nicht "verhältnismäßig geringfügig", auch wenn hierdurch höhere Kosten letztlich nicht ver­ 

anlasst waren. Die Einschränkung des klägerischen Obsiegens durch die Verurteilung lediglich 

Zug um Zug war mit einem Abschlag von 20 % von der rein rechnerischen Obsiegensquote von 

9 %, also knapp weiteren 2 % unter Reduzierung auf die Kostenquote insgesamt von nur 7 % zu 

Lasten der Beklagten zu berücksichtigen. 

Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit des Urteils beruht schließlich auf den §§ 708 
Nr. 1 und 11, 711 ZPO. 

- 
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